
Im Bahnbetrieb selbst entstehen oft Unfälle durch fal- 
ches Legen der Hemmschuhe, beim Kuppeln von Fahr­
zeugen, beim Auf- und Abspringen während des Ran­
gierens und beim Überschreiten der Gleise.
Zur Bekämpfung dieser sog. persönlichen Unfälle müs­
sen die Staatsanwälte eng mit der Transportpolizei und 
den Arbeitsschutzinspektionen Zusammenarbeiten und 
in komplexer Arbeit auf die Beseitigung aller unfall­
begünstigenden Faktoren, auf eine strikte Einhaltung 
der Arbeitsschutzvorschriften, regelmäßige Arbeits­
schutzbelehrungen und eine vorschriftsmäßige Aus­
rüstung mit Arbeitsschutzbekleidung und Signalmitteln 
hin wirken.
Bei rund 8 Prozent der Straßenverkehrsunfälle wurden 
Ermittlungsverfahren eingeleitet. Hiervon wiederum 
waren 62,8 Prozent Verfahren wegen fahrlässiger 
Tötung und fahrlässiger Körperverletzung. Eine etwa 
gleiche Anzahl von Verfahren wurden wegen sonstiger 
Verkehrsdelikte, wie Fahren unter Alkoholeinfluß, Fah­
ren ohne Fahrerlaubnis, unbefugten Gebrauchs von 
Kraftfahrzeugen usw., eingeleitet.

Die Einbeziehung der Werktätigen in die Ermittlungs­
und Strafverfahren
Bei den an die Gerichte weitergereichten Verfahren 
wurde in rund 90 Prozent der Fälle Anklage erhoben. 
Etwa 10 Prozent der Verfahren wurden durch Straf­
befehle erledigt. In einigen Fällen kann man der Erledi­
gung im Strafbefehlsverfahren nicht zustimmen.
So war z. B. im-Kreis Burg ein Fall, in welchem durch 
Strafbefehl eine Gefängnisstrafe von zwei Monaten 
ausgesprochen wurde, besonders dazu geeignet, in brei­
terem Maße die Werktätigen in die Bekämpfung von 
Verkehrsstraftaten einzubeziehen. Der Beschuldigte 
hatte gemeinsam mit mehreren Arbeitskollegen auf der 
Arbeitsstelle von Mittag an Alkohol getrunken (2,4 Pro­
mille Blutalkoholgehalt). Seine Kollegen wußten, daß der 
Beschuldigte nach Feierabend mit seinem Motorrad nach 
Hause fahren wollte. Hier wäre es erforderlich gewesen, 
die Arbeitskollegen des Beschuldigten unmittelbar in 
das Verfahren mit einzuBeziehen, um damit gleichzeitig 
auf eine Verbesserung der Arbeitsmoral hinzuwirken, 
die zumindest an diesem Tage mangelhaft gewesen 
war.
Bei den eingestellten Verfahren überwiegen solche, die 
in Verbindung mit § 8 StEG oder nach § 9 StEG einge­
stellt wurden. Hier zeigt sich die durchaus richtige 
Tendenz, nicht jede kleine Gesetzesverletzung vor die 
Gerichte zu bringen und von der Durchführung eines 
gerichtlichen Verfahrens abzusehen, wenn zu erkennen 
ist, daß durch den bisherigen Gang des Ermittlungsver­
fahrens, vor allem durch die bisherige erzieherische 
Einflußnahme der Gesellschaft — sei es im Betrieb oder 
im Wohngebiet, durch die Brigade oder durch gesell­
schaftliche Organisationen — sich schon eine positive 
Wandlung im Verhalten des Rechtsbrechers vollzogen 
hat.
Daß aber nicht immer der weiteren Entwicklung und 
der bereits eingetretenen Wandlung im Verhalten des 
Täters Beachtung geschenkt wird, ja sogar die von den 
Werktätigen hierzu gegebenen Hinweise und die von 
ihnen getroffenen Erziehungsmaßnahmen völlig igno­
riert werden, zeigt ein Verfahren vor dem Kreisgericht 
Stollberg:

Ein 22jähriger Traktorist in einer LPG befolgte bei der 
Durchführung seiner Fahrten nicht- die Anordnungen 
seiner Brigade. Er wurde deshalb als Traktorist ab­
gelöst. Aus Verärgerung darüber ging er in eine Gast­
stätte und trank größere Mengen Alkohol. Mit einem 
Blutalkoholgehalt von 2,7 Promille verließ er mittags 
die Gaststätte. Dabei bemerkte er den von ihm zuvor 
gefahrenen Traktor, der während der Mittagspause in 
der Nähe der Gaststätte abgestellt war. In seinem 
trunkenen Zustand fuhr er nun ein Stück mit dem

Traktor, bis er vom LPG-Vorsitzenden angehalten und 
auf sein falsches Verhalten hingewiesen wurde. Dar­
aufhin verließ er das Fahrzeug und ging zu Fuß zur 
Unterkunft.
Obwohl bereits im Ermittlungsverfahren festgestellt 
worden war, daß der Beschuldigte seit dieser Tat sich 
in der Feldbaubrigade bewährt und sehr gut gearbeitet 
hat, wurde Anklage erhoben, ohne eine Aussprache im 
Kollektiv der LPG zu führen oder zumindest ein LPG- 
Mitglied zum bisherigen Verhalten des Beschuldigten 
zu hören. Dem Gericht wurde bekannt, daß in der Par­
teileitung der LPG und in einer Versammlung der 
Nationalen Front in der Gemeinde eine Aussprache mit 
dem Beschuldigten durchgeführt worden war. In diesen - 
Versammlungen hatte der Beschuldigte gute Verpflich­
tungen übernommen und durch seine weitere Arbeit 
eine Wandlung zu einem höheren Pflichtbewußtsein 
bewiesen. Trotz dieser Hinweise wurde auch in der 
Hauptverhandlung kein LPG-Mitglied als Zeuge gehört. 
Antragsgemäß erfolgte eine Verurteilung zu drei Mona­
ten Gefängnis, obwohl nach den Umständen eine Strafe 
ohne Freiheitsentzug hätte angewandt werden müssen. 
Nach Rechtskraft des Urteils reichte der Beschuldigte 
ein Gesuch um bedingte Strafaussetzung ein. Dieses 
Gesuch wurde von der LPG auf Grund der offensicht­
lichen Besinnung des Beschuldigten nachdrücklich be­
fürwortet. Der Kreisstaatsanwalt hat dieses Gesuch 
jedoch abgelehnt.
Hier wurden die Vorschläge der Werktätigen ignoriert 
und die Erfolge der außergerichtlichen gesellschaftlichen 
Erziehung mißachtet. Außerdem lag ein herzloses und 
formales Verhalten gegenüber Anfragen und Eingaben 
der Bürger vor, das völlig im Widerspruch zum Inhalt 
der Programmatischen Erklärung des Staatsrates steht. 
Ich muß jedoch erwähnen, daß es sich hier nur um ein 
Einzelbeispiel handelt.
Die meisten Staatsanwälte und Richter haben erkannt, 
daß der Kampf gegen die Kriminalität nicht allein Auf­
gabe der Strafverfolgungsorgane sein kann. Sie vermit­
teln den örtlichen Organen der Staatsmacht und den 
gesellschaftlichen Organisationen ihre Erfahrungen aus 
der Ermittlungsarbeit und Rechtsprechung und stellen 
damit den Kampf gegen das unserer Gesellschaftsord- - 
nung wesensfremde Verbrechen auf eine breite Basis. 
Zugleich tragen sie dazu bei, daß alle Bürger an der 
Vorbeugung gegen Gesetzesverletzungen Anteil nehmen.
In verschiedenen Kreisen werden zur Hauptverhand­
lung Vertreter von Verkehrssicherheitsaktivs und von 
gesellschaftlichen Organisationen, Teilnehmer von Fahr­
schulen usw. eingeladen und nach der Verhandlung das 
Verfahren mit ihnen ausgewertet. Das ist durchaus 
richtig. Es muß jedoch noch stärker der Personenkreis 
herangezogen werden, in welchem der Beschuldigte 
unmittelbar lebt. Hierfür ein gutes Beispiel:
In der Strafsache gegen Gerhard G. (KrG Leipzig-Land) ~ 
hatte sich der Angeklagte bereits das zweite Mal wegen 
fahrlässiger Körperverletzung zu verantworten. Die 
Staatsanwaltschaft führte gemeinsam mit dem Kreis­
gericht eine Aussprache mit allen Kollegen des Ver­
urteilten durch. Dabei kam es zu einer gründlichen Aus­
einandersetzung über die Ursachen des Vergehens des 
Angeklagten. Der Verurteilte übernahm eine Selbstver­
pflichtung, die er bereits vorbildlich erfüllt hat. Darüber 
hinaus kam es zur Bildung einer Brigade, die um den 
Titel „Brigade der sozialistischen Arbeit“ kämpft.
Es gibt eine Fülle guter Beispiele. Sie zeigen, was er­
reicht werden kann, wenn man gemeinsam mit den 
Werktätigen ein Verfahren richtig auswertet. Die Er­
folge sind noch größer und die Entwicklung wird noch 
schneller vorangetrieben, wenn die Justizorgane bereits 
im Ermittlungsverfahren mit den staatlichen Organen 
und gesellschaftlichen Organisationen Zusammenarbei­
ten und die Werktätigen unmittelbar in die Recht­
sprechung und deren Auswertung einbeziehen.
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